 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7103380/2022

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Mag. Monika Ahorn in der Beschwerdesache
*EEBf1*** (nunmehr ***Bf-neu*** und Mitges), ***Bf1-Adr*** vertreten durch ***Bf-
neu*** ***Adr¥** ynd LBG Niederdsterreich GmbH, Raiffeisenpromenade 2/1/6, 3830
Waidhofen/Thaya, tiber die Beschwerde vom 21. Juli 2022 gegen den Bescheid des
Finanzamtes Osterreich vom 5. Juli 2022 betreffend Feststellung der Einkiinfte § 188 BAO 2021
(Steuernummer ***BF1StNr1***) zu Recht erkannt:

I. Der angefochtene Bescheid wird abgeandert.

Die festgestellten Einklinfte und ihre Aufteilung auf die Mitgesellschafter sind dem Ende der
Entscheidungsgriinde zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses
Erkenntnisses.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Hinweis: Mit der Zustellung einer einzigen Ausfertigung dieses Erkenntnisses an den
Zustellungsbevollmachtigten nach § 9 Abs. 1 ZustG gilt die Zustellung an alle Mitglieder der
Personenvereinigung oder Personengemeinschaft als vollzogen (§ 101 Abs. 3 BAO).

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Zwei der drei Beteiligten des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes waren Halfteeigentiimer
landwirtschaftlicher Grundstlicke, die 2021 an die Gemeinde verkauft wurden. Im Jahr 2022
wurden Teile dieser Grundstiicke in verschiedene Widmungskategorien (ua Bauland und
AufschlieBungszone) umgewidmet.

Die Immobilienertragsteuer dieses Verkaufes wurde urspriinglich nicht im
Feststellungsverfahren sondern in den jeweiligen Einkommensteuerverfahren der Beteiligten
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erklart. Die Abgabenbehdrde hat dies im Zuge der Veranlagung korrigiert und hat weiters die
Bemessungsgrundlage fiir die Einklinfte aus GrundstiicksverauBerung aufgrund der
nachtraglichen Umwidmung erhéht.

Strittig ist nun die Bewertung der Grundstlicke und die Aufteilung des Kaufpreises gemal § 30
Abs. 4 Z 1 (Umwidmung) und Z 2 (sonstige Falle) EStG 1988.

Sowohl der Antrag auf Entscheidung durch den Senat als auch der Antrag auf Durchfiihrung
einer miindlichen Verhandlung wurden von der Bf. zuriickgenommen.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Die Grundstiicke ***1*** ynd ***2*** der Katastralgemeinde ***Qrt*** (GB KG ***3***
¥EEQri***, EZ ¥*¥*¥4***) mit einer Flache von zusammen 14.501 m2 wurden von den
Eigentiimern ***Eigt1*** und 2 (Eigentum seit 2004 durch Ubergabe-/Schenkungsvertrag
wobei die Ubergeber bereits 1964 Eigentum erworben hatten) mit Kaufvertrag vom
12.04.2021 an die Gemeinde ***QOrt*** um 141.500,00 Euro verkauft. Diese Grundstlicke
waren als Griinland gewidmet.

Im Jahr 2022 erfolgte eine Umwidmung in verschiedene Widmungskategorien (Bauland-
Wohngebiet (BW); Bauland Wohngebiet-AufschlieBungszone (BW-A), Gringlirtel (mit weiteren
Unterteilungen). Zusammengefasst stellen sich die Flachen nach der Umwidmung der beiden
Grundsticke wie folgt dar: BW: 3.619,59 m2, BW-A: 4.004,44 m2; Griinland: 6.876,26 m2.

Fiir die Aufteilung des Kaufpreises nach der Sachwertmethode werden folgende Werte fiir die
Widmungskategorien festgestellt:

Bauland: 19,00 Euro/m?2

Grinland: 2,00 Euro/m2

AufschlieBungszone: 12,00Euro/m2

2. Beweiswiirdigung

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus den vorliegenden Aktenteilen sowie der
Einsichtnahme in das Grundbuch.

Im Laufe des behordlichen Verfahrens wurden sowohl von Seiten des Finanzamtes als auch von
Seiten der beschwerdefiihrenden Partei (in Folge: Bf.) diverse unterschiedliche Standpunkte
hinsichtlich der Aufteilung des Verkaufspreises fiir die Anwendung der pauschalen
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Anschaffungskosten gemall § 30 Abs. 4 Z 1 bzw Z 2 EStG 1988 vertreten (keinerlei Aufteilung;
Aufteilung entsprechend der m2; Aufteilung nach der Sachwertmethode ...).

Beim Erdrterungstermin am 08.08.2025 bestand nach Erérterung der Sach- und Rechtslage
Ubereinstimmung zwischen den Parteien dahingehend, dass der Verkaufspreis im Hinblick auf
§ 30 Abs. 4 Z 1 und 2 EStG 1988 aufzuteilen ist; diese Aufteilung nach dem Sachwertverhaltnis
zu erfolgen hat und die als Bauland Wohngebiete-AufschlieRungszone (BW-A) gewidmeten
Grundstucksteile nicht zum Bauland iSd § 30 Abs. 4 Z 1 EStG 1988 zahlen.

Nach den von der Behorde im Jahr 2022 eingeholten Informationen der Gemeinde ***Qrt***
ist eine Freigabe der Flache BW-A erst nach erteilter Baubewilligung und dem Beginn des
Baues eines Hauptgebaudes auf finf der acht derzeit bereits bestehenden Bauplatze moglich,
wobei aufgrund der riicklaufigen Nachfrage davon auszugehen sei, dass eine ErschlieRung der
AufschlieBungszone erst in ca zehn Jahren in Betracht kommen werde.

Hinsichtlich der Bewertung der Grundstlicksteile (Bauland, Griinland und AufschlieBungszone)
fir die Aufteilung nach der Sachwertmethode hat die Behérde in der
Beschwerdevorentscheidung fir Griinland 1,50 Euro/m2 und fiir Bauland 15,00 Euro/m2
angesetzt, wobei sie die AufschlieBungszone dem Griinland zugerechnet hat. Der
Grunlandpreis sei anhand eines auch 2021 angeschafften und in unmittelbarer Umgebung
gelegenen Griinlandgrundstiickes (vgl BFG-Akt, OZ 16) und der Baulandpreis aufgrund (nicht
naher dargelegter) Internetrecherchen angenommen worden.

Im Vorlageantrag brachte die Bf. ua vor, dass der Anteil des AufschlieBungsgebietes auch mit
dem Preis fiir Bauland zu bewerten sei, da die Gemeinde die Grundstlicke als Ganzes fiir das
Vorhaben bendétige. Folgende Werte seien zu berlcksichtigen: 2,50 Euro/m2 fir Griinland und
18,00 Euro/m2 fiir Bauland. Der Griinlandpreis wurde nicht begriindet und der Baulandpreis
ergebe sich aus dem Fiinfjahresdurchschnitt laut Immobilien-Durchschnittspreise der Statistik
Austria.

Wahrend des bereits angefihrten Erdrterungstermines legte die Bf. als Grundlage fir den im
Vorlageantrag angefiihrten Griindlandpreis zwei Verhandlungsschriften der NO
Agrarbezirksbehdrde vom 29.06.2021 sowie einen Kaufvertrag vom 09.06.2021 Uber
landwirtschaftliche Grundsttlicke in anderen (wenn auch in der Umgebung liegenden)
Katastralgemeinden vor. Weiters wurde folgender Vorschlag unterbreitet:

Bauland: 18,00 Euro/m2; Griinland: 2,00 Euro/m2; BW-A: 14,00 Euro/m2

In der Stellungnahme zu den beim Erdrterungstermin vorgelegten Unterlagen legte die
Behorde eine Abfrage weiterer Grundstiicksverkaufe (Griinland) der Jahre 2016 bis 2022 der
KG ***Qrt*** vor, die einen Mittelwert iHv 2,00 Euro/m2 aufweisen. Weiters eine Abfrage von
Verkaufspreisen fir Bauland dieser KG — zwei Verkaufe, jeweils mit 14,00 Euro/m2 sowie einen
Auszug der Zeitschrift ,Gewinn“ vom Mai 2021 mit Grundstlickspreisen fir die Gemeinde
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***¥0rt*** von 12,00 bis 14,00 Euro. Zum Wert der AufschlieRungszone fiihrte die Behorde an,
dass der von der Bf. vorgeschlagene Wert iHv 14,00 Euro/m2 77,78 % des Baulandpreises
(18,00 Euro/m2) entspreche und somit weit Gber der von der Bf. beim Erérterungstermin
angefiihrten 50 — 75 % It. , Kranewitter” liege.

Als Bewertungsvorschlag fiihrte die Behorde folgende Werte an:

Bauland: 14,00 Euro/m2; Griinland: 2,00 Euro/m2; AufschlieBungszone: 7,70 Euro/m2 (ds.
55% d. Baulandpreises) und erganzte abschliefend, dass sich daraus zwar ein Gesamtpreis
ergebe, der geringer als der Verkaufspreis sei, diese Werte allerdings auch nicht
ibereinstimmen miissten. Im vorliegenden Fall habe eine Uberzahlung stattgefunden.

In der GegenduBerung gab die Bf. an, der Ansatz des arithmetischen Mittels iHv 2,00 Euro/m?2
(far Grinland) aus zumindest zehn Verkaufen erscheine plausibel, auch wenn bei den
Ubermittelten Nachweisen erhebliche Diskrepanzen der Preise (0,43 Euro/m?2 bis 3,80
Euro/m2) bestehen. Hinsichtlich der Baulandbewertung wiirden 14,00 Euro/m2 zu gering
erscheinen, da die Gemeinde die Baugriinde selbst mit 19,00 Euro/m2 ausschreibt, weshalb
angeregt werde, den m2-Preis mit 18,00 bis 19,00 Euro anzusetzen. Zum Wert fir das
Aufschliefungsgebiet gab die Bf. an, dass sich aufgrund der streng objektiv anzusetzenden
Malstabe bei der Bewertung der Sachwerte eine anndahernde Wertaquivalenz zwischen dem
rechnerischen und dem tatsachlichen Kaufpreis ergeben musse. Der Ansatz der Behérde
entspreche lediglich 67,32 % des Kaufpreises, wodurch die Uberzahlung fast 50 % ausmachen
wiirde. Ein Grund fiir eine solch hohe Uberzahlung sei von der Behérde nicht genannt worden.

Zur Losung wurden zwei Vorschlage unterbreitet, bei denen der rechnerische Kaufpreis ca 95 %
des tatsachlichen Kaufpreises betrage:

1) Bauland 18,00 Euro/m2; Griinland: 2,00 Euro/m2; BW-A: 14,00 Euro/m2 (enspricht dem
Vorschlag beim Erérterungstermin)

I1) Bauland 19,00 Euro/m2; Griinland: 2,00 Euro/m2; BW-A: 12,83 Euro/m2, wobei hier der
tatsachliche Kaufpreis fir die bereits umgewidmeten Flachen und das AufschlieBungsgebiet
mit 67,50 % dieses Wertes beriicksichtigt werde.

Wiirdigung durch das Gericht:

1. Marktpreis fiir Griinland

Die Parteien haben sich fiir die durchzufiihrende Verhaltnisrechnung auf einen Griinlandpreis
von 2,00 Euro/m2 verstandigt. Weil dies der Mittelwert aus etlichen
GrundstilcksverauRerungen (Griinland) in der Umgebung der hier verduRerten Liegenschaften
ist, legt auch das Gericht diesen Wert fiir die Griinlandflache zu Grunde.

2. Marktpreis fiir Bauland

Hier bewegt sich die Bandbreite der von den Parteien dargelegten Werte von 14,00 bis 19,00
Euro/m2.

Die von der Behorde ins Treffen gefiihrten 14,00 Euro/m2 ergeben sich aus zwei Verkaufen in
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der Gemeinde ***Qrt***, ***Sjedlung B***.

Der fiinfjahrige Durchschnitt der Statistik Austria betragt fir die Gemeinde ***Ort*** (2017 —
2021) 17,2 Euro/m2, wobei — wie die Behdrde in ihrer Stellungnahme darauf hingewiesen hat —
die Durchschnitte bei geringem Transaktionsaufkommen liber Gemeindegruppen gebildet
werden. Weil in der Gemeinde ***QOrt*** nicht viele Transaktionen vorlagen (auch die Abfrage
der Behorde brachte nur zwei Verkaufe), kann davon ausgegangen werden, dass es sich um
einen Durchschnittswert iber Gemeindegruppen handelt.

Die von der Bf. verkauften und im Folgejahr von der Gemeinde in Bauland umgewidmeten
Grundstlcke liegen im Gebiet ,***Siedlung D***“ (vgl. die oben angegebene Abfrage der
Internetseite der Gemeinde).

Die aktuellen Bauland-Grundstiickspreise der Gemeinde ***QOrt*** liegen zwischen 10,00 Euro
in ,,***Sjedlung A***“, 14,00 Euro/m2 in der ,***Siedlung B***“ und 19,00 Euro in der

, FE*Siedlung C***“ sowie in der ,***Siedlung D***“ (vgl ***Internetseite Gemeinde***,
04.08.2025). Diese Abfrage hat auch die Bf. in der GegenauRerung zur Stellungnahme der
Behorde vorgelegt und 19,00 Euro/m2 angefihrt.

Nun ist zu beachten, dass es sich bei den auf der Internetseite der Gemeinde angefiihrten
Grundstickspreise um aktuelle Preise des Jahres 2025 handelt und daher fraglich ist, ob diese
Preise auch bereits 2021 bestanden hatten. Davon kann trotz genereller Steigerung der
Immobilienpreise hier vorliegend aus folgenden Griinden ausgegangen werden:

Erstens ist der von der Behorde erhobene Wert der ,, ***Siedlung B***“ mit 14,00 Euro/m?2
gleich dem aktuellen Verkaufspreis fir Grundstiicke in der ,***Siedlung B***“, weshalb das
Gericht auch bei der ,***Siedlung D***“ von einer Stagnation der Preise ausgeht.

Weiters ist es auch aufgrund der sehr zuriickhaltenden Nachfrage nach Baugriinden in der
Gemeinde ***Ort*** nachvollziehbar, dass die Grundstiickspreise unverdandert bleiben.

Das Gericht geht daher in freier Beweiswirdigung von folgendem Wert fiir die
Verhaltnisrechnung nach der Sachwertmethode aus: Bauland 19,00 Euro/m2

3. Marktpreis fiir AufschlieBungszone

Urspriinglich hat die Behorde die als BW-A umgewidmete Flache mit dem Griinlandpreis
bewertet und die Bf. beantragte eine Bewertung mit dem Baulandpreis. Beim
Erorterungstermin verwies die Bf. auf ,Kranewitter” (Heimo Kranewitter,
Liegenschaftsbewertung) wonach eine Bauland-AufschlieBungszone mit 50 — 75 % zu bewerten
sei. Weil nach Auskunft der Gemeinde eine ErschlieBung in Bauland erst in ca zehn Jahren in
Betracht komme, sei nach Ansicht der Behodrde bei Anwendung des angefiihrten
Prozentsatzbereiches eher ein unterer Bereich anzusetzen (zB 55 %) und nicht die von der Bf.
vorgeschlagenen 77,78 %.
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Die Bf. entgegnete diesbeziiglich, dass die Sachwerte fir die Verhaltnismethode nach streng
objektiven MaRstdaben zu ermitteln seien und sich daher eine annahernde Wertaquivalenz
zwischen rechnerischem und tatsachlichem Kaufpreis ergeben misse. Bei dem von der
Behorde in der Stellungnahme angefihrten Ansatz von 14,00 Euro/m2 Bauland, 7,7 Euro/m?2
BW-A und 2,00 Euro Griinland ergebe sich ein rechnerischer Kaufpreis von 95.260,97 Euro, der
lediglich 67,32 % des tatsichlichen Kaufpreises darstelle. Die Uberzahlung wiirde somit 50 %
des rechnerischen Kaufpreises betragen.

Flr das Gericht steht fest, dass die Bewertung der AufschlieRungszone weder mit dem
Grinlandpreis zu erfolgen hat, da diese Flachen bereits fir die Zukunft als Baulandgebiet
,vorbereitet” sind und somit einen hoheren Wert haben. Andererseits ist eine solche Zone
auch nicht mit dem Baulandpreis zu bewerten, da diese Flachen nicht sofort bebaut werden
konnen, sondern nur zukinftig fiir die Bebauung vorgesehen sind und dafiir noch bestimmte
Voraussetzungen eintreten mussen.

Der Wert ist daher dazwischen anzusetzen. Fir die Schatzung des Wertes eignet sich
grundsatzlich die von Kranewitter angegebene Bandbreite von 50 bis 75 % des Wertes des
baureifen Landes. Der Behorde ist beizupflichten, dass bei einer voraussichtlichen Zeit von ca
zehn Jahren bis zur Umwidmung in Bauland eher ein niedrigerer Wert anzusetzen ist (als die
vollen 75 %). Andererseits ist auch der Bf. insoweit zu folgen, als eine (ibermé&Rige Uberzahlung
durch die Gemeinde nicht wahrscheinlich ist. Grundsatzlich sind Uberzahlungen durchaus
moglich und tblich, allerdings va unter der Pramisse, dass die Nachfrage nach Bauland
ohnedies sehr zuriickhalten ist, nicht in der Hohe, wie von der Behorde dargestellt, glaubhaft.

Um sowohl die relativ lange Zeit bis zu einer (wahrscheinlichen) Umwidmung in Bauland als
auch eine moderate Uberzahlung zu beriicksichtigen, geht das Bundesfinanzgericht von einem
Marktwert fir die AufschlieBungszone von 12,00 Euro/m2, das sind 63,16 % des
Baulandpreises iHv 19,00 Euro/m2 aus. Bei Zugrundelegung dieser Werte (Bauland 19,00
Euro/m2, Grunland 2,00 Euro/m2, BW-A 12,00 Euro/m?2) ergibt sich ein rechnerischer
Kaufpreis iHv 130.578,01 Euro und somit eine rechnerische Uberzahlung von ca 8 %.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abdnderung)

Gemal § 30 Abs. 1 EStG 1988 sind private GrundstlicksverauBerungen VerauBerungsgeschafte
von Grundstiicken, soweit sie keinem Betriebsvermogen angehdren. Als Einkiinfte ist gemafd
Abs. 3 leg. cit. der Unterschiedsbetrag zwischen dem VeraufRerungserlts und den
Anschaffungskosten anzusetzen. [...]

§ 30 Abs. 4 EStG 1988 lautet:

»Soweit Grundstlicke am 31. Marz 2012 ohne Berticksichtigung von Steuerbefreiungen nicht
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steuerverfangen waren, sind als Eink{infte anzusetzen:

1. Im Falle einer Umwidmung des Grundstiickes nach dem 31. Dezember 1987 der
Unterschiedsbetrag zwischen dem VerduRerungserlds und den mit 40% des
VeriuRerungserldses anzusetzenden Anschaffungskosten. Als Umwidmung gilt eine Anderung
der Widmung, die nach dem letzten entgeltlichen Erwerb stattgefunden hat und die erstmals
eine Bebauung ermoglicht, die in ihrem Umfang im Wesentlichen der Widmung als Bauland
oder Bauflache im Sinne der Landesgesetze auf dem Gebiet der Raumordnung entspricht. Dies
gilt auch fiir eine in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der VerdulRerung stehende
Umwidmung, wenn diese innerhalb von fiinf Jahren nach der VerduRerung erfolgt ist, sowie fiir
eine Kaufpreiserhohung auf Grund einer spateren Umwidmung; eine spatere Umwidmung gilt
als rickwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung und ist dem
Finanzamt anzuzeigen.

2. In allen Ubrigen Fallen der Unterschiedsbetrag zwischen dem VerdauRerungserlos und den
mit 86% des VerauBerungserloses anzusetzenden Anschaffungskosten.

[..]“

Das Grundstiick war am 31.03.2012 nicht steuerverfangen (sog. Altgrundsttick), weshalb § 30
Abs. 4 EStG 1988 zur Anwendung kommt.

Die Umwidmung der Grundsticke erfolgte im Jahr 2022, wobei nur ein Teil im Ausmalf3 von
3.619,59 m2 eine Umwidmung in Bauland erfuhr. Bei der Widmung als AufschlieBungszone
(BW-A) handelt es sich um keine Umwidmung im Sinne des § 30 Abs. 4 Z 1 EStG 1988, da hier
eine Bebauung (noch) nicht zul3ssig ist und es sich somit um keine Anderung der Widmung
handelt, die erstmals eine Bebauung ermoglicht. Eine Umwidmung in diesem Sinne ist in
diesen Fallen erst gegeben, wenn eine spatere Widmungsanderung erstmals tatsachlich eine
Bebauung ermoglicht (ErlRV 1680 BIgNr 24. GP, 9ff). (vgl. auch BFG 05.05.2023,
RV/5102157/2015)

Somit sind die pauschalen Anschaffungskosten fiir den als Bauland umgewidmeten Teil mit
40 % des Verdullerungserldses anzusetzen und jene fur die restlichen Grundsticksteile BW-A
und Grinland gemaR § 30 Abs. 4 Z 2 EStG 1988 mit 86 % des VerduRerungserldses.

Dass eine Aufteilung des Verkaufspreises aufgrund der teilweisen Umwidmung zu erfolgen hat
und dass diese Aufteilung nach den Sachwertverhaltnissen vorzunehmen ist, ergibt sich aus
dem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes (VWGH 05.03.2025, Ra 2023/15/0117), auf das
sich die Bf. im Schreiben vom 27.06.2025 bezog, mit dem der Antrag auf Entscheidung durch
den Senat zuriickgenommen wurde.

Diesem Erkenntnis ist zu entnehmen:

,Die Rechtslage erfordert beim Verkauf von teilweise umgewidmeten Grundflachen des
Altvermogens fiir die Bestimmung der anzusetzenden Anschaffungskosten eine Aufteilung
bzw. Zuordnung des erzielten VerduRerungserloses zu den jeweiligen Teilflachen. Die Methode
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der Aufteilung nach den Sachwertverhaltnissen hat der VWGH in seiner Rechtsprechung bereits
mehrfach als unbedenklichen und sachgerechten Aufteilungsmalistab von Gesamtkaufpreisen
im Zusammenhang mit Grundstlicken angesehen (vgl. zu Waldverkdufen auch VwGH
24.6.2003, 2003/14/0027, sowie zur Aufteilung von Grund und Boden einerseits und Gebduden
andererseits zuletzt VWGH 24.4.2024, Ro 2022/15/0044, mwN). Die Sachwertmethode
bericksichtigt dabei auch, dass aufgrund wechselseitiger Wertbeeinflussung der héherwertige
Teil auch wertbestimmend flir den weniger werthaltigen verbundenen Teil ist und dessen Wert
positiv mitbeeinflusst. Ein Griinlandteil wird verbunden mit einem Baulandteil am Markt einen
hoheren Wert erzielen, als wenn beide Teile unverbunden verduRert wiirden. Ein {iberzahlter
(Uber dem Marktwert des Grundstiicks liegender) VeraulBerungserlos ("Liebhaberpreis") wird
durch die Sachwertmethode starker dem hoherwertigen Grundstiicksteil zugerechnet als bei
einer linearen Aufteilung. Dieser Gedanke tragt auch bei teilumgewidmeten Grundstlicken,
weil die Umwidmung im Allgemeinen den nicht umgewidmeten Flachenteil in seiner
Wertentwicklung positiv mitbeeinflusst.”

Fir die Aufteilung des Kaufpreises nach der Sachwertmethode miissen somit die
Grundstucksflachen der einzelnen Widmungskategorien zuerst nach dem Marktwert bewertet
und dann in ein Verhaltnis gesetzt werden.

Wie in der Beweiswiirdigung dargestellt, geht das Bundesfinanzgericht in freier
Beweiswiirdigung von folgenden Werten aus: Bauland 19,00 Euro/m2, Griinland 2,00 Euro/m2,
BW-A 12,00 Euro/m?2

[...]

[...]

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsétzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Da im vorliegenden Fall entscheidungswesentlich die in freier Beweiswiirdigung
vorgenommene Feststellung des maBgeblichen Sachverhaltes (Marktpreis fiir die
Widmungskategorien) war, liegen die Voraussetzungen fiir eine Revisionszulassung nach Art.
133 Abs. 4 B-VG nicht vor. Weiters ist das Bundesfinanzgericht mit dem vorliegenden
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Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes — Anwendung der
Sachwertmethode zur Aufteilung des Kaufpreises bei teilweise umgewidmeten Flachen des
Altvermogens — abgewichen, sondern folgt dem Erkenntnis vom 05.03.2025, Ra 2023/15/0117.

Wien, am 5. September 2025

9von9



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abänderung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




